
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Tural Oguz 

Beklagter: Secretary of State for the Home Department 

Andere Verfahrensbeteiligte: Centre for Advice on Individual 
Rights in Europe 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Court of Appeal (England & 
Wales) (Civil Division) — Auslegung von Art. 41 Abs. 1 des 
am 23. November 1970 unterzeichneten Zusatzprotokolls und 
des Finanzprotokolls zum Abkommen zur Gründung einer As
soziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Türkei (ABl. 1972, L 293, S. 1) — Stillhalteklausel 
— Umfang — Für die Mitgliedstaaten geltendes Verbot, Be
schränkungen der Niederlassungs- und der Dienstleistungsfrei
heit einzuführen — Türkischer Staatsangehöriger, der im Ver
einigten Königreich eine selbständige Erwerbstätigkeit aufnahm, 
nachdem er dort eine Aufenthaltserlaubnis erhalten hatte, die 
mit einer Auflage versehen war, wonach es ihm untersagt war, 
ohne die Erlaubnis des Secretary of State eine selbständige Er
werbstätigkeit aufzunehmen — Keine Verlängerung der Aufent
haltserlaubnis wegen Verstoßes gegen die Auflage der früheren 
Aufenthaltserlaubnis 

Tenor 

Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls, das am 23. November 1970 in 
Brüssel unterzeichnet und durch die Verordnung (EWG) Nr. 2760/72 
des Rates vom 19. Dezember 1972 im Namen der Gemeinschaft 
geschlossen, gebilligt und bestätigt wurde, ist dahin gehend auszulegen, 
dass sich ein türkischer Staatsangehöriger, dessen Aufenthaltserlaubnis 
in einem Mitgliedstaat unter der Auflage steht, dass ihm eine selb
ständige Erwerbstätigkeit untersagt ist, der aber trotzdem unter Verstoß 
gegen diese Auflage eine selbständige Tätigkeit aufnimmt und an
schließend bei den nationalen Behörden eine Verlängerung seiner Auf
enthaltserlaubnis auf der Grundlage der von ihm zwischenzeitlich auf
genommenen Geschäftstätigkeit beantragt, auf diese Vorschrift berufen 
kann. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 3.7.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 14. Juli 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts 
Düsseldorf — Deutschland) — Paderborner Brauerei Haus 

Cramer KG/Hauptzollamt Bielefeld 

(Rechtssache C-196/10) ( 1 ) 

(Gemeinsamer Zolltarif — Kombinierte Nomenklatur — Ta
rifierung — Positionen 2203 und 2208 — „Malt beer base“ 

zur Herstellung eines Mischgetränks) 

(2011/C 269/23) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Paderborner Brauerei Haus Cramer KG 

Beklagter: Hauptzollamt Bielefeld 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Finanzgericht Düsseldorf — 
Auslegung der Kombinierten Nomenklatur in der Fassung der 
Verordnung (EG) Nr. 2031/2001 der Kommission vom 6. Au
gust 2001 (ABl. L 279, S. 1) und in der Fassung der Verord
nung (EG) Nr. 1832/2002 der Kommission vom 1. August 
2002 (ABl. L 290, S. 1) — „Malt beer base“ mit einem Alkohol
gehalt von 14 %, die aus stark eingebrautem Bier nach einem 
besonderen Verfahren durch Klärung und Ultrafiltration gewon
nen wird und zur Herstellung eines Biermischgetränks bestimmt 
ist — Frage der Einreihung in die Position 2203 oder in die 
Position 2208 der Kombinierten Nomenklatur 

Tenor 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemein
samen Zolltarif in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 2587/91 
der Kommission vom 26. Juli 1991 geänderten Fassung ist dahin 
auszulegen, dass eine Flüssigkeit wie die im Ausgangsverfahren betrof
fene, die als „malt beer base“ bezeichnet wird, einen Alkoholgehalt von 
etwa 14 % hat und aus gebrautem Bier gewonnen wurde, das geklärt 
und sodann einer Ultrafiltration unterzogen wurde, durch die Inhalts
stoffe wie Bitterstoffe und Proteine ausgedünnt wurden, in die Position 
2208 der Kombinierten Nomenklatur in Anhang I dieser Verordnung 
in ihrer geänderten Fassung einzureihen ist. 

( 1 ) ABl. C 161 m 19.6.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 21. 
Juli 2011 — Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE/Europäische 

Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) 

(Rechtssache C-252/10 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Öffentliche Aufträge — Europäische Agen
tur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) — Ausschrei
bung für die Anwendung „SafeSeaNet“ — Entscheidung, mit 
der das Angebot eines Bieters abgelehnt wird — Kriterien für 
die Vergabe eines Auftrags — Unterkriterien — 

Begründungspflicht) 

(2011/C 269/24) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE (Prozessbevoll
mächtigter: N. Korogiannakis, dikigoros) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Agentur für die Sicherheit 
des Seeverkehrs (EMSA) (Prozessbevollmächtigter: J. Menze im 
Beistand von J. Stuyck und A.-M. Vandromme, advocaten)
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